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Einleitung 
 
Im Rahmen der Erarbeitung des Regierungsprogramms 2009-20131 
kommt dem Umfeldmonitoring2 und der Analyse der Staatstätigkeit eine 
Grundlagenfunktion zu. Die Ergebnisse fliessen in die SWOT3-Analyse 
und den Prozess der Zielformulierung sowie in den jährlichen Planungs-
prozess und die Erstellung des Aufgaben- und Finanzplans ein. 
 
Frühwarnsystem 
Mit diesem Bericht wird die Regierung im Sinne eines Frühwarnsystems 
auf wichtige, zum Teil brennende Themen aufmerksam gemacht. Zur Iden-
tifizierung von künftigen Herausforderungen bedienen sich Bund und Kan-
tone, aber auch multinationale Unternehmen und internationale Organisa-
tionen, solcher Instrumente. Ausschlaggebend für den zunehmenden Be-
darf an solchen Führungsinstrumenten ist u.a. die steigende Abhängigkeit 
und Komplexität unterschiedlichster Gesellschaftsbereiche. Monitorin-
ginstrumente können zielführend eingesetzt werden, um den kürzeren 
Reaktionszeiten und den wachsenden Herausforderungen an die Kommu-
nikation begegnen zu können. 
 
Agenda Setting und Themenbearbeitung (Issue Management) 
Ein Umfeldmonitoring dient der Überwindung des im operativen Alltagsge-
schäft oft auf Kurzfristigkeit ausgerichteten Denken und Handelns und 
öffnet den Blick auf Themen, denen aufgrund der weit fortgeschrittenen 
Spezialisierung allenfalls wenig Beachtung geschenkt wird. Die Monitor-
ingaktivitäten sollen die für den Kanton St.Gallen mittel- und langfristig 
relevanten Aufgabenfelder sichtbar machen. Relevant sind Themen dann, 
wenn die Regierung im Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen Zuständig-
keit darauf Einfluss nehmen kann. Das Monitoring versetzt die Regierung 
zudem in die Lage, gegenüber der Bevölkerung proaktiv und rechtzeitig 
die richtigen Themen zu besetzen (Agenda Setting), diese zu gewichten 
und weiter zu bearbeiten (Issue Management4). 
 
 

 
 
Blickrichtungen des Umfeldmonitorings 
Das Umfeldmonitoring enthält eine Darstellung der "Lage der Nation" in 
den zehn Politikbereichen gemäss harmonisiertem Rechnungsmodell. Mit 
Hilfe der drei Blickrichtungen (Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft) 
werden anschliessend Themen vertieft und die wichtigsten bisherigen 
Entwicklungen, gegenwärtigen Trends und zukunftsbezogenen Szenarien 
systematisch dargestellt. Sowohl die Vergangenheits- wie auch die Ge-
genwartsbetrachtung werden auf ihre Relevanz für den Kanton St.Gallen 
geprüft. Vor diesem Hintergrund sollen abschliessend Szenarien für denk-
bare und undenkbare Entwicklungen skizziert werden.  
 
Informationstiefe und Quellen 
Die Informationstiefe wurde so gewählt, dass sich das Umfeldmonitoring 
und die Analysen der Departemente und der Staatskanzlei ergänzen. Um 
übergreifende Szenarien darstellen zu können, ist es wichtig, vorerst eine 
bewusst geringe Informationstiefe anzustreben. Dies bedeutet, dass zur 
Erstellung des Umfeldmonitorings kein Expertenwissen in die einzelnen 
Themenbereiche eingebracht werden darf bzw. dieses über die Informati-
onsquellen und nicht über die Departemente erschlossen wird. Die Ergeb-
nisse des Umfeldmonitorings stützen sich auf die Auswertung diverser 
Quellen5. Zur Beschreibung der tatsächlichen Entwicklung eignen sich in 
erster Linie statistische Publikationen wie z.B. das Statistische Jahrbuch 
der Bundeskanzlei oder die Publikationen der Fachstelle für Statistik des 
Kantons St.Gallen. Die Darstellung von Trends und Szenarien werden auf 
der Grundlage von Publikationen internationaler Organisationen, des Bun-
des und des Kantons erstellt. Zudem fliessen aktuelle Forschungsergeb-
nisse und Experten-Know-How spezialisierter Lehrstühle und Hochschul-
institute ins Umfeldmonitoring mit ein. 
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Vorgehen 
 
Der methodische Ansatz zur Erarbeitung des Umfeldmonitorings umfasst 
vier sich ergänzende Prozessschritte: 
 
1. Politikbereiche erfassen 
In einem ersten Schritt werden die zehn Politikbereiche gemäss harmoni-
siertem Rechnungsmodell thematisch erfasst, d.h. es werden verwandte 
Themen systematisch aufgelistet und danach in übergeordneten Katego-
rien eingeteilt. 
 
2. Allgemeiner Überblick erstellen 
In einem zweiten Schritt wird für jeden Politikbereich eine allgemeine 
Übersicht erstellt, die sich an der obigen Kategorisierung orientiert. Ziel 
dieses Überblicks ist es, einen Gesamteindruck der Thematik zu erhalten 
sowie Themenschwerpunkte und aktuelle Entwicklungen aufzuzeigen. 
 
3. Themenbestimmung 
Der dritte Schritt sieht eine Themenbestimmung anhand von zuvor be-
stimmten Kriterien vor. 
 
Kriterien für Themenbestimmung: 
– Bestehender Handlungsbedarf 
– Nachhaltigkeit 

� Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
� Gesellschaftliche Solidarität 
� Ökologische Verantwortung 

– Schnittstellen: Umwelt, Gesellschaft, Wirtschaft 
– Kantonaler Handlungsspielraum 
– Abstimmung auf Analyse der Staatstätigkeit 
 
4. Umfeldmonitoring erstellen 
Nach der Auswahl der Themen erfolgt das eigentliche Umfeldmonitoring. 
Dabei werden die zuvor bestimmten Themen weiter bearbeitet. 
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1. Staat und Bürger 

Ausgangslage Ausgewählte Themen 
 
Die zunehmende internationale Verflechtung von Wirtschaft, Gesellschaft und Politik fordern den Kanton 
St.Gallen auf verschiedenen Ebenen heraus. Viele Probleme lassen sich auf kantonaler Ebene nicht mehr aus-
reichend, effizient und wirkungsvoll lösen. Auch halten sich heutige Probleme nicht mehr an sachliche und terri-
toriale Kompetenzordnungen. Die geltenden Kompetenzordnungen sind auf den einstigen, gerade noch über-
blickbaren Verhältnissen aufgebaut; heute lösen sich diese Grenzen auf.6 Die Fähigkeit, mit lokalen, kantona-
len, nationalen und internationalen Akteuren zusammenzuarbeiten sowie Nichtregierungsorganisationen in die 
Meinungsbildung mit einzubeziehen, ist daher eine wichtige Voraussetzung für staatliches Handeln geworden. 
Auch die Koordination zwischen den Departementen sowie die Querschnittsleistungen gewinnen zunehmend 
an Bedeutung.7 Die internationale Verflechtung führt gelegentlich zu einem Spannungsfeld zwischen Transpa-
renz und Datenschutz. So gibt es internationale Verpflichtungen und Mindeststandards, die einer möglichst um-
fassenden Transparenz staatlicher Tätigkeit – wie sie in Art. 60 der Kantonsverfassung (sGS 111.11) mit dem 
Öffentlichkeitsprinzip unter Geheimhaltungsvorbehalt gefordert wird – entgegen stehen.8 
 
Nachdem in den 1990er-Jahren die Modernisierungsprozesse in Richtung neue Verwaltungsführung und Ver-
besserung der Steuerungsfähigkeit des Staates im Vordergrund standen, sind künftig der Umgang mit Informa-
tionen und die weitere Entwicklung der Informationsgesellschaft eine zunehmende Herausforderung für die 
staatlichen Institutionen. Moderne Informationspolitik, E-Government, E-Health, Informationssicherung, Bedeu-
tung und Rollenwandel der Medien sind dabei die zentralen Themen.9 Für die Führung seiner Unternehmen 
braucht der Staat (Public) Corporate Governance. Zunächst muss er klären, welche Ziele er mit seinen Betei-
ligungen verfolgt (Eigentümerstrategien). Diese Ziele zu kommunizieren und deren Erreichung zu beurteilen, ist 
seine politische Steuerungsaufgabe. Auch bei den Verwaltungsräten besteht Optimierungspotenzial. Insgesamt 
ist viel zu gewinnen, wenn das Bewusstsein für Public Corporate Governance wächst.10 
 
Die Vielfalt der Menschen in unserer Gesellschaft ist Realität und fordert eine entsprechende Haltung der Ver-
waltung. Lebensformen, Biografien und Mobilität verlangen von der öffentlichen Verwaltung als Dienstleistungs-
unternehmen Know-how in der Umsetzung von Diversity Management.11 Die Anspruchshaltung der Bevölke-
rung an die Kantone verändert sich. Statt alltagsnaher Identitätsstiftung werden Leistungen eines abstrakten 
Dienstleistungsunternehmens erwartet. Die institutionellen Kanäle der Einflussnahme können ihre Ventilfunktion 
nicht mehr wahrnehmen. Die Kantone stehen im Spannungsfeld zwischen Konkurrenz und Solidarität.12 Diese 
Entwicklung hat für das Verhältnis Staat-Bürger weit reichende Konsequenzen. Das Vertrauen zwischen Bür-
ger und Staat spielt eine immer grösser werdende Rolle; Transparenz, offene Informationspolitik, Zugänglichkeit 
von amtlichen Dokumenten sowie effiziente Verwaltungsabläufe sind die Grundvoraussetzung, wenn der Staat 
als Partner akzeptiert werden will. E-Government sowie E-Voting können dabei als Schlüsselgrösse für die Re-
gierungs- und Verwaltungstätigkeit gesehen werden. Dazu sind die Schaffung von entsprechenden Rechts-
grundlagen und eines koordinierten Kontrollprozesses unabdingbar.13 
 

 
1.1. Bürgerfreundliche Verwaltung 
 
Der öffentliche Aufgabenbereich hat sich wider alle 
Mahnungen zur Reduktion der Staatsquote erheblich 
ausgeweitet. Die neuen Verflechtungsstrukturen des 
Politikanspruchs gegenüber der Wirtschaft und der 
Gesellschaft und umgekehrt führen zur Steigerung der 
Komplexität.14 Die Verwaltung hat sich gleichzeitig zu 
einem kundenorientierten Dienstleistungsunternehmen 
entwickelt. Von ihr werden Kompetenz und Bürger-
freundlichkeit erwartet. Um den Ansprüchen zu genü-
gen, wird auf eine vertrauensbildende Kommunikation 
gesetzt. Nur ein gutes Image schafft dieses Vertrauen, 
was Image zum Erfolgsfaktor für die Verwaltung 
macht.15 
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1.1. Bürgerfreundliche Verwaltung 

Tatsächliche Entwicklung Trends Szenarien 
 
Zwischen Behörden und Privaten besteht ein institutio-
nell begründetes Machtgefälle. Zu denken ist an die 
Befugnis, rechtlich bindende Entscheidungen zu fällen, 
und an die Sanktionsmittel. Eine moderne öffentliche 
Verwaltung ist sich der verschiedenen Asymmetrien in 
ihrer Kommunikation mit Privaten bewusst. Eine gute 
Kommunikation zwischen Staat und Bürger baut auf 
sachlicher Richtigkeit, angemessener Sprache und 
aufrichtiger Haltung auf.16 Marketingorientierung in 
öffentlichen Verwaltungen bedeutet in diesem Sinne 
ein konsequentes Einbeziehen der verschiedenen 
Zielgruppen und Partner in das gesamte Handeln. Je 
nach Bedeutung der verschiedenen Beziehungsgrup-
pen ist es ratsam, einzelne Marketinginstrumente für 
jede Zielgruppe speziell festzulegen.17 
 
Die stetig anwachsende Regelungsdichte sowie die 
formellen Anforderungen für Verwaltungshandeln be-
wirken gleichzeitig mehr Beratungs- und Verarbei-
tungszeit in der Verwaltung.18 
 

 
Bis 2003 galt im Kanton das Geheimhaltungsprinzip 
mit Öffentlichkeitsvorbehalt. Mit der Revision der Kan-
tonsverfassung wurde das Öffentlichkeitsprinzip mit 
Geheimhaltungsvorbehalt umgesetzt. Mit dem Entwurf 
des Informationsgesetzes wird Art. 60 der Kantonsver-
fassung (sGS 111.1) konkretisiert. Das Öffentlichkeits-
prinzip steht für ein durchsetzbares Recht der einzel-
nen Person auf Zugang zu amtlichen Informationen. 
Damit wird ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur bür-
gerfreundlicheren Verwaltung umgesetzt. 
 
Mit den Instrumenten des E-Government wurden tech-
nische Hürden zwischen Staat und Bevölkerung abge-
baut. Der orts- und zeitunabhängige Zugang zu Infor-
mationen und die Transaktionen im Internet zur Erledi-
gung von Geschäften zwischen Verwaltung und ihren 
Kund/innen wirken sich positiv auf das Image der Ver-
waltung in der Öffentlichkeit und die Bürgerfreundlich-
keit der Verwaltung aus. 
 

 
Verstärkter Trend 
Das Öffentlichkeitsprinzip wird so umgesetzt, dass 
Betroffene und Interessierte unkompliziert Zugang zu 
Informationen der Verwaltung erhalten. Die Verwaltung 
informiert von sich aus transparent und proaktiv. Ana-
log den jüngsten Mitgliedstaaten der EU werden Be-
hördenkontakte und Verwaltungshandeln zunehmend 
elektronisch abgewickelt. Die Verwaltung tritt als inno-
vativer Dienstleister auf, bedient zielgruppengerecht 
und vereinfacht Abläufe und Verfahren laufend. 
 
Gebrochener Trend 
Die Verwaltung schafft komplizierte und für die Bür-
ger/innen nicht nachvollziehbare Strukturen und Ver-
fahren. Das Machtgefälle wird bei unbequemen Bür-
gerfragen und -anliegen gezielt ausgenutzt. Mit einer 
Informationsflut wird die Informationspflicht umgangen. 
 

Herausforderungen Chancen Gefahren 
 
Immer komplexer werdende Sachverhalte, gesetzliche 
Regelungen und staatliches Handeln gilt es verständ-
lich, nachvollziehbar und nach den Regeln der Kom-
munikation zu erklären. 
 

 
Das Image des Kantons in der Öffentlichkeit verbes-
sert sich nachhaltig. Die Auffassung von der Notwen-
digkeit des Staates und dem Sinn und Zweck seiner 
Tätigkeiten wird gestärkt. 
 

 
Die Legitimation für verstärkte Kommunikations- und 
Marketinganstrengungen kann mit Verweis auf die 
Kernaufgaben des Staates geschwächt werden. 
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2. Sicherheit und öffentliche Ordnung 

Ausgangslage Ausgewählte Themen 
 
Die physische Sicherheit gehört zu den Grundbedürfnissen der Menschen. Gewaltereignisse, Naturkatastro-
phen, Verkehrsunfälle, Kriminalität und Terrorismus bestimmen massgeblich das Sicherheitsgefühl der Bevöl-
kerung. Im Kanton St.Gallen lag im Jahre 2007 die Zahl der polizeilich registrierten Straftaten 6,2% höher als 
im Vorjahr, die Straftaten nach Strafgesetzbuch (StGB) stiegen sogar um 9,2%. Zugenommen haben insbeson-
dere Gewaltdelikte wie Körperverletzung, Tätlichkeiten, Raufhandel und Raub, während Vermögensdelikte wie 
Diebstahl nahezu stabil blieben. Von den im Jahre 2007 erfassten Straftaten (29'584) wurden bisher 33,7% auf-
geklärt, wobei die Zahl je nach Deliktskategorie sehr unterschiedlich ist und beispielsweise bei den Tötungsde-
likten bei 100% liegt. Bei den polizeilich ermittelten Täter/innen führt die Altersgruppe 18-24, der Ausländeranteil 
an der Gesamtkriminalität liegt bei 46,7%.19 
 
Die Kriminalitätsbelastung nach StGB ist in den einzelnen Polizeiregionen sehr unterschiedlich. Während in 
der Stadt St.Gallen eine leichte Abnahme zu verzeichnen ist (-7,9%), nahmen Straftaten in den Landregionen 
zu (+16,9%). Trotzdem weist die Stadt St.Gallen, gerechnet im Verhältnis zur Einwohnerzahl, eine etwa doppelt 
so hohe Kriminalbelastung auf wie ländliche Regionen. Generell sind Städte einer höheren Belastung ausge-
setzt als Dörfer, dies aufgrund ihrer Zentrumswirkung, der reduzierten sozialen Kontrolle sowie den erhöhten 
Möglichkeiten zur Deliktsbegehung.20 
 
Die Tendenz zur Gewaltbereitschaft manifestierte sich auch im Jahre 2007. Die Statistik weist 1'503 Straftaten 
gegen Leib und Leben aus, das sind 37% mehr als im Vorjahr. Insbesondere im Raufhandel zeigt sich das be-
trächtliche Eskalationspotential, wie heute aus geringfügigem Anlass oder gezielt durch Provokation tätliche 
Auseinandersetzungen gesucht und ausgetragen werden.21 Auch die Jugendkriminalität entwickelt sich ver-
mehrt zu einem gesellschaftlichen Problem. Der Anteil der Jugendlichen bei den ermittelten Tätern lag 2007 bei 
der Gesamtkriminalität bei 21,1%. Deren Zahl stieg vor allem bei Delikten gegen Leib und Leben (+45%) sowie 
Gewaltdelikten (+58%), wobei der Anteil der ausländischen Jugendlichen bei diesen Straftaten mehr als die Hälf-
te betrug. Trotz dieser Entwicklung ist vor einer Verallgemeinerung zu warnen, wird das Phänomen der Gewalt 
in ihren Erscheinungsformen doch stark von der öffentlichen Wahrnehmung und den Medien geprägt.22 
 
Grösser als das Risiko, von einem Gewaltdelikt betroffen zu werden, ist die Wahrscheinlichkeit, in einen Ver-
kehrsunfall verwickelt zu sein. Obwohl die Zahl der Unfälle mit Todesfolge im letzten Jahr um 25% zurückge-
gangen ist, nahmen Unfälle mit Leicht- und Schwerverletzten um 20% zu. Grund dafür sind meist übersetzte 
Geschwindigkeit und Missachtung des Vortrittsrechts.23 
 

 
2.1. Öffentlicher Raum 
 
Sich sicher zu fühlen, aber auch wirklich sicher zu 
sein, sind zentrale Faktoren der Lebensqualität. Ein 
sicherer öffentlicher Raum zeichnet sich dadurch aus, 
dass er hindernisfrei zugänglich, belebt und gut be-
leuchtet ist sowie entsprechend unterhalten wird. 
Wohlbefinden, Sauberkeit und Ordnung tragen zu 
einem guten Sicherheitsgefühl bei, während Vanda-
lismus, Littering, Verwahrlosung, Gewalt und Kriminali-
tät als bedrängend bzw. Lebensqualität vermindernd 
empfunden werden. Das Sicherheitsempfinden ist 
auch stark subjektiv, d.h. von persönlichen Erfahrun-
gen, geprägt. Zudem wird es von medialen Wahrneh-
mungen beeinflusst. Die Sicherheit im öffentlichen 
Raum wird folglich auch unterschiedlich wahrgenom-
men. 
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2.1. Öffentlicher Raum 

Tatsächliche Entwicklung Trends Szenarien 
 
Eine Bevölkerungsbefragung der Stadt St.Gallen be-
legt, dass die öffentliche Sicherheit insbesondere von 
Frauen und Personen über 60 Jahren als sehr wichtig 
empfunden, die Zufriedenheit mit der öffentlichen Si-
cherheit jedoch nur als genügenden eingestuft wird. 
Besonders in der Nacht fühlt sich ein wachsender 
Anteil der St.Galler/innen unsicher. Zudem geben 66% 
der Befragten an, bestimmte Orte des Stadtgebietes 
aus Sicherheitsgründen bewusst zu meiden.24 
 
Seit einigen Jahren bestimmen Jugendkriminalität und 
Jugendgewalt die öffentliche Wahrnehmung. Themati-
siert werden Gewalthandlungen und das gesteigerte 
Aggressionspotenzial. Auch exzessiver Alkoholkonsum 
sowie subtile Formen der Demütigung stehen im Vor-
dergrund. Laut Statistik der Kantonspolizei hat die 
Jugendkriminalität in den letzten Jahren deutlich zuge-
nommen. Der Anteil jugendlicher Straftäter an der Ge-
samtkriminalität lag 2007 bei 21,1% (+2,9%). Diese 
Zunahme verschleiert jedoch die Tatsache, dass ein 
Grossteil der statistisch erfassten Gewalttaten von 
einem kleinen Anteil der Jugendlichen begangen wird; 
von den insgesamt über 50'000 Jugendlichen, die im 
Kanton leben, werden knapp 0,8% straffällig.25 
 

 
Die abnehmende Präsenz von Bahnpersonal sowie 
begrenzte Mittel im öffentlichen Verkehr wirken sich 
negativ auf die Sicherheit aus. Vandalenakte, Pöbelei-
en und Belästigungen in Bussen und Zügen nehmen 
zu; als Folge fühlen sich Fahrgäste (insbesondere 
Frauen) zunehmend unwohl, und gerade nachts wird 
das Zug- und Busfahren zum Problem.26 
 
Die sichtbare Zunahme von Vandalismus an öffentli-
chen Einrichtungen, die Verwahrlosung des öffentli-
chen Raumes, aber auch Ruhestörungen, Littering und 
Massenbesäufnisse werden von der Bevölkerung im-
mer mehr als Bedrohung empfunden. Selbst das blos-
se 'Rumhängen' von Jugendlichen auf Strassen und 
öffentlichen Plätzen wirkt neu als störend.27 
 
Wegen der steigenden Jugendkriminalität läuft im Kan-
ton St.Gallen seit 2007 ein Pilotprojekt mit jungen Poli-
zeibeamt/innen. Die Aufgabe der Jugendkontaktbeam-
ten ist es, sowohl präventiv als auch repressiv gegen 
Gewalt und Kriminalität zu wirken. Ziel ist es, die Ju-
gendlichen bei Problemen zu beraten, und bei gesell-
schaftlichen und rechtlichen Verstössen gezielt einzu-
schreiten.28 
 

 
Verstärkter Trend 
Die Beanspruchung von Plätzen durch einzelne Grup-
pen führt dazu, dass ein Grossteil der Bevölkerung 
diese Orte meidet. In Extremfällen trägt dieses Verhal-
ten zur Ghettobildung bei.29 Die Durchführung von 
Grossanlässen (Sport, Kultur, Demonstrationen) ver-
langt eine immer grössere Polizeipräsenz; dadurch 
fehlen Polizeikräfte auf anderen Polizeistationen.30 
 
Gebrochener Trend 
Sichtbare Polizeipräsenz verhindert Ghettoisierung 
und erhöht das subjektive Sicherheitsempfinden. Die 
Polizei arbeitet eng mit Jugendverantwortlichen und 
der Staatsanwaltschaft zusammen; zudem greift sie 
bei Straffälligkeiten rasch ein.31 Auch die Aufstockung 
des Polizeikorps stellt einen wichtigen Schritt zur Ver-
besserung der Sicherheit im öffentlichen Raum dar.32 
 
Mit gezielten Aktionen wird die Bevölkerung auf das 
Problem Littering aufmerksam gemacht; dadurch wird 
präventiv auf korrekte Verhaltensregeln hingewiesen. 
Auch bauliche Massnahmen (Videokameras, Abfallbe-
hälter, Sitzbänke, Strassenlampen, öffentliche Toilet-
ten) beeinflussen das subjektive Sicherheitsgefühl. Der 
öffentliche Raum wird von der Bevölkerung wieder in 
Besitz genommen; dadurch steigt die Verantwortung 
und die soziale Kontrolle beginnt zu spielen.33 
 

Herausforderungen Chancen Gefahren 
 
Eine aktive Gestaltung des öffentlichen Raumes bei 
gleichzeitiger Berücksichtigung unterschiedlicher Nut-
zungswünsche verbessert das Sicherheitsgefühl im 
öffentlichen Raum nachhaltig. 
 

 
Ein reiches Angebot an Freiräumen und Freizeitmög-
lichkeiten bietet Kindern, Jugendlichen und Erwachse-
nen eine breite Palette an Möglichkeiten für Freizeit-
gestaltung an. Die Förderung des aktiven Engage-
ments von Jugendlichen wirkt sich zudem positiv aus. 

 
Eine einseitige Fokussierung auf polizeiliche Repressi-
onen (Bussen, Polizeistunden, Wegweisungen) be-
kämpft lediglich die Folgen, nicht aber die Ursachen 
der Verwahrlosung des öffentlichen Raums. 
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3. Bildung und Forschung 

Ausgangslage Ausgewählte Themen 

 
Die Einschätzung von Nobelpreisträger Murray Gell-Mann trifft zu: "Die synthetisierende Intelligenz wird die 
wichtigste Intelligenz des 21. Jahrhunderts sein." Die öffentliche Bildung und Forschung ist gefordert, die "Kunst 
der Synthese" aus der zunehmenden Menge an Informationen zu vermitteln und zu fördern. Probleme wie Ar-
mut, Verbrechen, Krankheit und Klimaveränderung lassen sich nur lösen, wenn Vertreter/innen aus verschiede-
nen Gesellschaften und Fachdisziplinen zusammenarbeiten. In der Praxis werden kreative Arbeiten oder Prob-
lemlösungen immer weniger von Einzelnen übernommen, weil grössere Teams reibungslos und zeitnah zu-
sammenarbeiten können. Informationen überfluten die Menschen, deren Wert vielfach fragwürdig ist. Umso 
wichtiger ist es zu entscheiden, worauf zu achten ist und was ignoriert werden kann. Informationen sind auf ge-
konnte und einprägsame Weise zusammenzustellen. Der Mensch von heute muss in der Lage sein, die zu-
sammengefasste Information effizient und effektiv an andere weiterzugeben. Hinzu kommen vier unverzichtbare 
Facetten der Intelligenz: Disziplin, Kreativität, Respekt und Ethik. Die wichtigste Aufgabe der Lehrkräfte und 
Professor/innen besteht deshalb darin, Persönlichkeiten zu fördern, die diese fünf Intelligenzen verkörpern.34 
 
Der Anteil der öffentlichen Bildungsausgaben am Bruttoinlandprodukt (BIP) ist in der Schweiz seit 1990 in 
zwei Wachstumsphasen mit einem zwischenzeitlichen leichten Rückgang gestiegen. Im Jahr 2005 betrugen die 
Ausgaben 5,8% des BIP (Kindergarten 0,2%, Obligatorische Schule 2,8%, Sekundarstufe II 1,2%, Tertiärstufe 
1,5%, Andere 0,1%).35 
 
Auch steigt seit 1991 der Anteil der Schweizer Bevölkerung mit einem Tertiärabschluss (Fachhochschule oder 
Universität) kontinuierlich an. Es ist damit zu rechnen, dass sich dieses Wachstum fortsetzen und die Zahl der 
Studierenden gegen 2012 bei über 200'000 liegen wird (+13% im Vergleich zu 2007). Die Gründe dafür sind 
geburtenstarke Jahrgänge (dieser Effekt hält bis etwa 2012 an), vermehrter Besuch der gymnasialen Bildungs-
wege auf der Sekundarstufe II und die erwarteten substanziellen Entwicklungen auf der Masterstufe (Bologna 
Reform). Die Zunahme der Studierenden an den Universitäten wird mit durchschnittlich plus 2,2 bis 2,4% pro 
Jahr mindestens bis 2012 anhalten. Die Gesamtzahl der Studierenden an den Fachhochschulen und Pädagogi-
schen Hochschulen der Bachelor-, Diplom- und Masterstufe werden voraussichtlich von 2007 bis 2017 um ins-
gesamt 14 bis 25% zunehmen.36 Diese Entwicklung, welche andere europäische Länder bereits früher durch-
laufen haben, wird als 'academic drift' bezeichnet. 
 

 
3.1. Hochschullandschaft 
 
Die Bildungslandschaft und die Bildungsnachfrage ist 
bis zu einem gewissen Grad ein Spiegel der Gesell-
schaft. Die Volksschule wird deshalb regelmässig den 
Anforderungen von Wirtschaft, Wissenschaft und Ge-
sellschaft angepasst. Vor dem Hintergrund der Dyna-
mik unserer Wissensgesellschaft ist Schulentwicklung 
in der Volks- und Mittelschule selbstverständlich ge-
worden. 
 
Den Hochschulen attestiert man gemeinhin, dass sie 
sich unter der Prämisse der Freiheit von Lehre und 
Forschung autonom und in die richtige Richtung ent-
wickeln. Weil diese Annahme mit Blick auf die gestei-
gerten Anforderungen an die Qualifikationen künftiger 
Generationen zu überprüfen ist, widmet sich das Um-
feldmonitoring dem Thema "Hochschullandschaft". 
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3.1. Hochschullandschaft 

Tatsächliche Entwicklung Trends Szenarien 
 
Bis Ende 2008 will der Bundesrat den Entwurf für ein 
Bundesgesetz über die Förderung der Hochschulen 
und die Koordination im schweizerischen Hochschul-
bereich (HFKG) zuhanden der Eidgenössischen Räte 
verabschieden.37 
 
Die Regierung hat in ihrer Vernehmlassung zum HFKG 
darauf hingewiesen, dass sie eine Typologisierung der 
Hochschulen im Gesetz ablehnt. Es gibt jedoch zu-
nehmende Überschneidungen zwischen den beiden 
Grundtypen 'universitäre Hochschule' und 'Fachhoch-
schule'. Weitere Entwicklungen im dynamischen Hoch-
schulraum Schweiz werden mit einer Legaldefinition 
erschwert. 38 
 
Die Mobilität der Hochschulabsolvent/innen ist im Kan-
ton St.Gallen hoch; die kantonale Verwurzelung sinkt  
mit der zunehmenden Höhe des Bildungsniveaus. 
Während beispielsweise gut zwei Drittel der im Kanton 
Zürich geborenen Personen auch nach dem Studium 
im Kanton Zürich leben, sind dies in St.Gallen nur 
knapp 40% und im Thurgau sogar lediglich 30%.39 
 

 
Seit 1990 ist der 'academic drift' auch in der Schweiz 
nachgewiesen.40 Die steigende Nachfrage nach immer 
höheren Bildungsabschlüssen wird zur tendenziellen 
Auflösung der ursprünglich geplanten Unterschiede 
zwischen Fachhochschulen und Universitäten führen.41 
Dadurch werden die Bildungsabschlüsse entwertet und 
Zweitausbildungen sowie Weiterbildungen gewinnen 
an Wert. Die Entwertung der Tertiärabschlüsse dürfte 
durch das prognostizierte Wachstum der Schweizer 
Hochschulen noch beschleunigt werden, falls sich das 
Betreuungsverhältnis zwischen Lehrenden und Ler-
nenden und damit die Qualität von Lehre und For-
schung verschlechtert.42 Allein mit einer Steigerung der 
öffentlichen Mittel für den Hochschulbereich kann die-
ser Entwicklung nicht wirksam begegnet werden. Um 
eine konkurrenzfähige Hochschullandschaft Schweiz 
zu erhalten, sind eine gemeinsame strategische Pla-
nung auf nationaler Ebene und eine klare Aufgabentei-
lung, stärkere Steuerung über Finanzierungsmecha-
nismen, der Einsatz von Leistungsvereinbarungen und 
eine laufende Evaluierung der Institutionen notwen-
dig.43 
 

 
Verstärkter Trend 
Der Kanton etabliert sich in der Ostschweiz als führen-
der Hochschulstandort, indem Universität und Fach-
hochschule/PH in strategischer Partnerschaft mit den 
Nachbarkantonen und -ländern ein gemeinsames 
überdurchschnittliches Lehr- und Forschungsportfolio 
anbieten und in enger Zusammenarbeit mit dem Bund 
den Technologietransfer optimal fördern. 
 
Die Universität und die Fachhochschule/PH heben sich 
in ihren strategischen Kernbereichen von den übrigen 
Hochschulen ab. Die Drittmittelfinanzierung und die 
kantonale Verwurzelung der Absolvent/innen steigen. 
An den Hochschulen wird ein auf volkswirtschaftlichen 
Mehrwert ausgerichteter Wissens- und Technologie-
transfer (WTT)-Prozess sichergestellt. 
 
Gebrochener Trend 
Die Ostschweizer Kantone und Nachbarländer einigen 
sich nicht auf eine gemeinsame Strategie für den 
Hochschulbereich. Der Kanton wird zum Einzelkämp-
fer. Qualität und Ansehen der Hochschulen und damit 
die Eigenfinanzierung sinken. 
 

Herausforderungen Chancen Gefahren 
 
Die Befriedigung der steigenden Nachfrage nach terti-
ärer Bildung ist mit höheren Kosten verbunden.44 
Gleichzeitig garantiert ein hoher Mitteleinsatz allein die 
Qualität von Lehre und Forschung nicht – wichtiger ist 
die optimale Grösse einer tertiären Bildungsinstitution. 
 

 
Aktives Mitgestalten der Hochschullandschaft schafft 
optimale Rahmenbedingungen und Anreize für Univer-
sität und Fachhochschulen/PH. Nachfrageorientierte 
Leistungsaufträge werden entwickelt und die hohen 
Qualitätsstandards eingehalten. 
 

 
Die Steigerung des öffentlichen Mitteleisatzes führt 
nicht zwangsläufig zu mehr Qualität. Das Wachstum 
der Hochschulen führt zu einem 'Gemischtwarenladen' 
und die Konzentration auf Kernkompetenz geht verlo-
ren. 
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4. Kultur, Sport und Freizeit  

Ausgangslage Ausgewählte Themen 
 
Kultur- und Freizeitangebote sind zunehmend bedeutend für die Identität der Gesellschaft und die Standortatt-
raktivität. Zahlreiche Studien bekräftigen die volkswirtschaftliche Bedeutung von attraktiven Kulturinstitutionen. 
Gezielte Investitionen in Kulturinfrastruktur kurbeln über verschiedene Beschäftigungseffekte und die Nutzung 
der umliegenden Infrastruktur die direkte Wertschöpfung des Kantons St.Gallen an. Zudem lösen sie wirtschaft-
liche Entwicklungsimpulse aus und schärfen die Ausstrahlung des gesamten Kantons.45 
 
Die Mediennutzung ist eine der Freizeitaktivitäten, welche am häufigsten ausgeübt wird. Andere kulturelle Akti-
vitäten, die oftmals grösseren Aufwand erfordern, werden von weniger Menschen und seltener praktiziert; Thea-
ter-, Opern- und Ausstellungsbesuche sowie der Gang ins Kino finden einmal im Monat oder noch seltener statt. 
Dem breiten Angebot an elektronischen Medien entspricht eine deutliche Zunahme der Mediennutzungszeit: Im 
langjährigen Vergleich nimmt vor allem die Fernsehnutzung deutlich zu; zwischen 1985 und 2006 stieg sie in der 
Deutschschweiz von 123 Minuten pro Tag auf 146 Minuten. Demgegenüber ist die Nutzung des Radios seit dem 
Jahr 2000 rückläufig. Beeindruckend ist die Entwicklung der Internetnutzung: 1997 surften lediglich 7% der Be-
völkerung im Netz, im Jahr 2000 waren es bereits 32%, und im Jahr 2006 gingen 64% der Erwachsenen und 
Jugendlichen ab 14 Jahren täglich oder zumindest mehrmals pro Woche online. Seit dem Jahr 2000 ist die Zahl 
der privaten Nutzer sogar höher als die der beruflichen.46 
 
Freunde treffen, Lesen und Spazieren sind laut der Studie "Freizeitgestaltung in der Schweiz" die beliebtesten 
Freizeitbeschäftigungen der Schweizer Bevölkerung. Rund drei Viertel der Bevölkerung lesen zum Beispiel 
täglich. Rund zwei Drittel der Befragten gehen regelmässig ins Kino, ins Theater, in die Oper oder in eine 
Kunstausstellung. 62% treiben in der Freizeit regelmässig Sport. Je höher das Einkommen oder das Bildungsni-
veau, desto häufiger nimmt eine Person in ihrer Freizeit an einer Kulturveranstaltung teil, liest Bücher, treibt 
Sport oder bildet sich weiter. Das Geschlecht hat dagegen einen geringen Einfluss auf das Freizeitverhalten.47 
 
Gemäss der Studie "Sport Schweiz 2008" treiben knapp drei Viertel (73%) der Schweizer Wohnbevölkerung im 
Alter von 15 bis 74 Jahren zumindest ab und zu Sport. Zwei Fünftel der Bevölkerung (40%) treiben mehrmals 
pro Woche insgesamt drei Stunden oder mehr Sport. Ein gutes Viertel (27%) ist mindestens einmal pro Woche 
sportlich aktiv, ein Sechzehntel (6%) treibt nur unregelmässig Sport, während das übrige Viertel (27%) angibt, 
keinen Sport zu treiben. Der Anteil an regelmässig Sporttreibenden (mehrmals pro Woche sportlich aktiv) ist 
in den letzten 14 Jahren steil angestiegen. Gleichzeitig ist aber auch der Anteil an Nichtsportlern gewachsen 
und liegt heute wieder ungefähr auf dem Stand von 1978. Nahezu verschwunden sind dagegen die Gelegen-
heitssportler (weniger bis einmal pro Woche sportlich aktiv). Die meisten Nichtsportler haben keine grundsätzli-
chen Vorbehalte gegen den Sport; Zeitmangel (42%) wird am häufigsten als Grund dafür angegeben, dass man 
keinen Sport treibt. 98% der Befragten sind der Meinung, dass der Sport einen positiven Beitrag an die Entwick-
lung von Kindern und Jugendlichen leistet. 48 
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5. Gesundheit 

Ausgangslage Ausgewählte Themen 
 
85% der Kantonsbevölkerung fühlen sich gesund oder sehr gesund. Für neun von zehn Männern und Frauen ist 
die Gesundheit zudem ein wichtiges Thema. Im Kanton St.Gallen erfreuen sich die Einwohner/innen einer 
überdurchschnittlich guten psychischen Gesundheit; kein Kanton der Schweiz vermag hier einen grösseren 
Anteil aufzuweisen. Den grössten Einfluss auf das gesundheitliche Wohlbefinden haben das Geschlecht und 
das Alter; Männer fühlen sich allgemein besser als Frauen und leiden nur halb so oft unter Beschwerden wie 
Schlafstörungen, Kopf- und Rückenschmerzen oder Schwächegefühl – diese Beschwerden weisen oft auf psy-
chosoziale Belastungen und Stress hin. Jedoch zeigt sich, dass Männer öfter von erhöhten Cholesterinwerten 
und vermehrtem Übergewicht betroffen sind. 
 
Die St.Galler/innen konsumieren weniger Medikamente als der Durchschnitt aller Schweizer/innen. Hinsichtlich 
des Tabakkonsums fällt auf, dass er bei den 15- bis 34-Jährigen vergleichsweise weit verbreitet ist. Bei den 
gesundheitsrelevanten Verhaltensweisen – insbesondere beim Bewegungsverhalten – zeigt sich wie in der übri-
gen Schweiz, dass sich die Leute bei der Arbeit und im Alltag wenig bewegen, und der Bewegungsmangel 
durch Aktivitäten in der Freizeit nur ungenügend kompensiert wird. Vom Bewegungsmangel sind insbesondere 
Personen mit tiefem Bildungs- und Berufsstatus sowie generell Ausländer/innen betroffen. 
 
In den letzten 20 Jahren weist die Sterblichkeit im Kanton St.Gallen einen Rückgang auf. Die Analyse der aus-
gewählten Todesursachen zeigt, dass zahlenmässig die Herz-/Kreislaufkrankheiten die häufigsten Todesursa-
chen im Kanton sind und diese zudem häufiger als im gesamtschweizerischen Durchschnitt auftreten. Beson-
ders auffallend ist auch die im Vergleich zur Schweiz hohe Suizidrate bei den Männern. Positiv zu vermerken ist 
jedoch die im Vergleich zur Gesamtschweiz unterdurchschnittliche Sterberate aufgrund von Krebsleiden. 
 
Im interkantonalen Vergleich zeigt sich im Kanton St.Gallen eine unterdurchschnittliche Inanspruchnahme der 
medizinischen Angebote. Als Gründe dafür lassen sich die wenig urbanen Beschäftigungsstrukturen und die 
vergleichsweise geringe Ärztedichte anführen. Die Ausgaben in der obligatorischen Krankenpflegeversiche-
rung (OKP) sind zwar zwischen 1999 und 2003 um jährlich 6,4% gestiegen; die durchschnittlichen Pro-Kopf-
Kosten der OKP des Kantons St.Gallen liegen aber mit rund 400 Franken unter dem Schweizer Durchschnitt.49 
 

 
5.1. Gesundheitsverhalten 
 
Aufgrund der demographischen Entwicklung verändert 
sich das Krankheitsspektrum in der Schweiz nachhal-
tig. Insbesondere nicht übertragbare, chronische 
Krankheiten und psychische Störungen werden zu-
nehmend wichtiger. Zudem sind immer mehr Men-
schen von Krankheitsrisiken wie Übergewicht und psy-
chischen Belastungen betroffen. Es ist daher nötig, die 
Prinzipien von Gesundheitsförderung und Prävention 
zu stärken sowie die Gesundheitskompetenz der Be-
völkerung zu erhöhen. Unter Gesundheitskompetenz 
wird die Fähigkeit verstanden, im täglichen Leben Ent-
scheidungen zu treffen, die sich positiv auf die Ge-
sundheit auswirken – zu Hause, am Arbeitsplatz, im 
Gesundheitssystem. Gesundheitskompetenz stärkt 
nicht nur die Gestaltungs- und Entscheidungsfreiheit in 
Gesundheitsfragen, sondern verbessert auch die Fä-
higkeit, Gesundheitsinformationen zu finden, zu ver-
stehen und in Handeln umzusetzen.50 
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5.1. Gesundheitsverhalten 

Tatsächliche Entwicklung Trends Szenarien 
 
Studien zeigen, dass mit einer Erhöhung der Gesund-
heitskompetenz die Gesundheitskosten um bis zu 3% 
gesenkt werden könnten.51 
 
Während der Gesundheitszustand noch nie so gut war 
wie heute, ist im Gegensatz dazu eine Zunahme der 
Anzahl verhaltens- und verhältnisbedingter chronischer 
Krankheiten auszumachen (Suchtprobleme, psychi-
sche Probleme, ernährungsbedingte Gesundheitsprob-
leme, Stoffwechselerkrankungen).52 Eine für die Ge-
sundheit negative Entwicklung stellt der Rückgang des 
täglichen Gemüse- und Früchtekonsums bei einem 
grossen Teil der Bevölkerung dar. Zudem sind 27% 
körperlich inaktiv, und rund 37% der über 15-Jährigen 
sind übergewichtig.53 Grund dafür ist nicht zuletzt das 
breite Angebot an Fastfood, Convenience/Functional 
Food und Produkten, die eine noch bessere Gesund-
heit versprechen. Viele der so angepriesenen Nah-
rungsmittel haben jedoch einen zu hohen Fett- oder 
Zuckeranteil.54 
 
40% der Schweizer Bevölkerung weisen dagegen eine 
für die Gesundheit genügende körperliche Aktivität 
auf.55 
 

 
Fehlernährung und Bewegungsmangel beeinflussen 
die Energiebilanz ungünstig und tragen massgeblich 
zu einem überhöhten Körpergewicht bei. Diverse Stu-
dien, welche in der Schweiz über die letzten Jahre 
durchgeführt wurden, zeigen deutlich auf, dass sich 
eine immer grössere Anzahl Menschen ungesund er-
nährt, zu wenig Bewegung hat und immer dicker wird. 
 
Demgegenüber ist die Gesundheitsversorgung haupt-
sächlich auf die kurative Medizin ausgerichtet. Im Ge-
gensatz zur kurativen Medizin sind die Mittel, die für 
Krankheitsprävention und Gesundheitsförderung auf-
gewendet werden, sehr bescheiden.56 
 
Die Kosten für die Langzeitpflege nehmen stetig zu. 
Der Anstieg der Langzeitpflegekosten ist in erster Linie 
darauf zurückzuführen, dass die Babyboomer ins Ren-
tenalter gelangen und ihre Lebenserwartung steigt. Die 
Kosten der Alters- und Pflegeheime sowie der Spitex-
dienste könnten von 7,3 Milliarden Franken im Jahr 
2005 auf rund 18 Milliarden Franken im Jahr 2030 
ansteigen.57 
 

 
Verstärkter Trend 
Die Gesundheitskompetenz der Bevölkerung nimmt 
ab. Dagegen haben die Gesundheitsprobleme infolge 
Fehlernährung und Bewegungsmangel zugenommen. 
Die Kosten in der Langzeitpflege haben sich in 25 Jah-
ren mehr als verdoppelt. 
 
Gebrochener Trend 
Ein neues Verständnis von Gesundheit als Lebensinn 
setzt sich durch. Der Paradigmenwechsel von der Re-
paraturmedizin zur Vorsorge, vom passiven zum akti-
ven Gesundheitsverständnis ist vollzogen.58 Die Ge-
sundheitskompetenz der Bevölkerung konnte gestei-
gert werden – auch in Bezug auf die Inanspruchnahme 
von medizinischen Leistungen. Zudem wird bei politi-
schen Entscheiden in den übrigen Politikbereichen 
deren Auswirkungen auf die Gesundheit stärker be-
rücksichtigt. Dies gilt u.a. für die Umweltpolitik (Sen-
kung der Umweltbelastungen), Verkehrspolitik (Förde-
rung der Bewegung) und für arbeitsrechtliche Bestim-
mungen (Verhinderung von gesundheitsbeeinträchti-
genden Bedingungen).59 
 
Die Gesundheitspolitik orientiert sich vermehrt an Ziel-
gruppen, d.h., Geschlecht, Sozialstatus und Migrati-
onsbiografie werden in die Untersuchung und die 
Massnahmen miteinbezogen.60 
 

Herausforderungen Chancen Gefahren 
 
Der Paradigmenwechsel von der kurativen Medizin hin 
zur präventiven Medizin wird mit wirkungsvollen In-
strumenten und vermehrtem Mitteleinsatz für die Prä-
vention herbeigeführt. 
 

 
Bei steigender Nachfrage nach Gesundheitsleistungen 
und knapper werdenden öffentlichen Mitteln erhält die 
präventive Medizin einen neuen Stellenwert. 
 

 
Politische und strukturelle Vorgaben verhindern einen 
Paradigmenwechsel. 
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6. Soziale Sicherheit 

Ausgangslage Ausgewählte Themen 
 
Seit der Einführung der eidgenössischen AHV im Jahr 1948 haben die Einnahmen, Leistungen und Ausgaben 
für die Soziale Sicherheit massiv zugenommen, sowohl in absoluten Zahlen als auch bezüglich der konstanten 
Preise pro Einwohner. Ursache dafür ist einerseits der schrittweise Ausbau des Sozialstaates, andererseits 
aber auch die Tatsache, dass in wirtschaftlich schwierigen Zeiten mehr Personen auf finanzielle Zuwendungen 
angewiesen sind. Entsprechend stieg der Anteil der Sozialausgaben am Bruttoinlandprodukt (BIP) in der 
Schweiz in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts von 7,6% auf 27,3%.61 
 
Im Kanton St.Gallen haben im Jahr 2005 insgesamt 10'800 Personen finanzielle Leistungen der Sozialhilfe be-
zogen. Dies entspricht einer Sozialhilfequote von 2,4%, womit die gesamtschweizerische Quote von 3,3% 
deutlich unterschritten wird. Die ländliche Prägung des Kantons und das Fehlen einer Grossstadt sind die 
Hauptgründe dafür. Überdurchschnittlich häufig sind jedoch Jugendliche im Alter von 18 und 25 Jahren auf So-
zialhilfe angewiesen (3,5% bzw. 3'500 Personen). Hauptgründe für die erhöhte Sozialhilfeabhängigkeit junger 
Erwachsener sind fehlende Berufsabschlüsse und die Schwelle beim Übertritt von der Ausbildung in den Ar-
beitsmarkt. Ebenso sind ausländische Staatsangehörige und allein erziehende Personen überdurchschnittlich 
oft auf finanzielle Hilfe angewiesen – Ursachen sind in beiden Gruppen eine unzureichende Schul- oder Be-
rufsausbildung.62 Bei den allein erziehenden Frauen kombiniert sich ein erhöhter Existenzbedarf mit einge-
schränkten Möglichkeiten der Erwerbstätigkeit, da vor allem Frauen die Verantwortung für die Kinderbetreuung 
tragen. Mit zunehmendem Alter verschärft sich diese Problematik noch; unter den 31- bis 40-Jährigen ist fast 
jede zweite Sozialhilfebezügerin allein erziehend (19% aller 18- bis 25-jährigen Frauen).63 Dagegen sind Rent-
ner/innen aufgrund der Alterssicherung kaum mehr auf Sozialhilfe angewiesen.64 
 
Die zunehmende Individualisierung führt zu neuen Lebensformen; der Trend läuft in Richtung Kleinfamilien, 
Einelternfamilien und Patchwork-Familien, kinderlose Paare, gleichgeschlechtliche Partnerschaften sowie Ein-
personenhaushalte und Wohngemeinschaften. Einige dieser Lebensformen haben tendenziell eine geringere 
Tragfähigkeit der familiären Netze zur Folge. Die geringere Stabilität von Partnerschaften und Familien kann 
auch mit einer Zunahme materieller Notlagen einhergehen. Von dieser Entwicklung sind namentlich Alleinerzie-
hende betroffen, welche schwergewichtig Haus- und Erziehungsarbeit leisten. Zudem werden schlecht qualifi-
zierte Arbeitskräfte häufig als Teilzeitangestellte oder in unsicheren Stellen beschäftigt, die nur einen geringen 
Schutz bieten.65 
 

 
6.1. Integration und gesellschaftliche  

Solidarität 
 
Mit Integration und gesellschaftlicher Solidarität stehen 
zwei Themen im Vordergrund, die wesentlich zum 
Gelingen des gesellschaftlichen Zusammenlebens 
beitragen. Das Einbeziehen und die Einbindung von 
Personen oder sozialen Gruppen ist eine wichtige Vor-
aussetzung für das Funktionieren des Rechtsstaats 
und der Wirtschaft. Integration stellt eine gute Basis für 
das gemeinsame Gestalten von Lebenswelten zwi-
schen älteren Personen und der Jugend, Gesunden 
und Kranken, Einheimischen und Menschen mit Migra-
tionshintergrund dar. Ein hoher Grad an Integration der 
Gesellschaft ermöglicht gesellschaftliche Solidarität. 
Integration und gesellschaftliche Solidarität können 
daher als Antwort auf die zunehmende Individualisie-
rung der Gesellschaft, die verstärkte Migration und die 
demografische Entwicklung verstanden werden. 
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6.1. Integration und gesellschaftliche Solidarität 

Tatsächliche Entwicklung Trends Szenarien 
 
Unsere Gesellschaft entwickelt sich aufgrund des stei-
genden Alters immer mehr zur Vier-Generationen-
Gesellschaft. Partnerschaftliche Entscheidungsformen 
in der Ehe haben sich weiter durchgesetzt. Demge-
genüber bleibt die faktische Arbeitsteilung vielfach 
traditionell. Studien weisen auf eine erstaunliche Kon-
tinuität verwandtschaftlicher Netzwerke hin. Verwandt-
schaftliche Beziehungen haben sich zwar aus demo-
grafischen Gründen verändert, aber die intergeneratio-
nelle familiale Solidarität zeigt keine Zerfallserschei-
nung. Auch Befürchtungen, dass sozialstaatliche An-
gebote familiale Hilfe und Unterstützung "untergraben", 
finden keine empirischen Belege. Im Übrigen verlaufen 
intergenerationelle Transfers gleichermassen von Jung 
zu Alt als auch von Alt zu Jung.66

 
 
Die Migration trägt stark zum Bevölkerungswachstum 
der Schweiz bei.67 Die Migrationsströme haben sich 
zudem globalisiert; deren Anteil aus nicht-
europäischen Staaten hat sich seit 1970 von 5% auf 
13,5% erhöht.68 Mit dem Inkrafttreten des Freizügig-
keitsabkommens hat sich auch die Zuwanderung von 
Personen aus dem EU/EFTA-Raum in die Schweiz 
verstärkt, während sich jene aus Drittstaaten abge-
flacht hat.69 
 

 
Der Trend zu Kleinsthaushaltungen nimmt zu; der An-
teil der Einpersonenhaushalte ist von rund einem Fünf-
tel (1970) auf mehr als ein Drittel gestiegen. Bei den 
Familienhaushalten erhöhte sich der Anteil der zwei-
köpfigen Haushalte von 33% auf fast 50%. Haushalte 
mit mehr als vier Personen sind selten geworden.70 
 
Das Familienleben geniesst auch bei jüngeren Gene-
rationen einen hohen Stellenwert; traditionelle Werte 
erleben unter den Jungen eine Art Renaissance. Damit 
nimmt auch der Trend zur Kinderlosigkeit ab. Lebens-
formen werden häufiger nicht auf Dauer, sondern an-
gepasst an die jeweilige Lebenssituation begründet 
und aufrechterhalten.71  
 
Die ständige Wohnbevölkerung nimmt seit 1981 jähr-
lich zu.72 Mehr als 80% der Bevölkerungszunahme 
erfolgt in der Schweiz aufgrund von Migration.73 Die 
Geburtenrate von ausländischen Müttern liegt im Jahre 
2007 mit 1,86 Kindern pro Frau höher als bei Schwei-
zerinnen (1,33 Kinder). Mittelfristig wird sich die sozio-
ökonomische Situation in den Entwicklungs- und 
Schwellenländern kaum merklich verbessern. Der 
Migrationsdruck auf Europa und die Schweiz wird aus 
diesen Ländern anhalten oder noch ansteigen.74 
 

 
Verstärkter Trend 
Die Individualisierung setzt sich fort. Es entstehen 
neue Lebensformen, die in immer kürzeren Abständen 
durchlebt werden. Die Bewertung der familialen Solida-
rität verstärkt sich, drückt sich jedoch nicht im Zusam-
menleben im gleichen Haushalt aus. Dagegen gewin-
nen virtuelle Plattformen und Foren, generationen-
übergreifende Unterstützung und Nachbarschaftshilfe 
an Bedeutung. Gemäss einem mittleren Szenarium 
wird die Bevölkerung des Kantons St.Gallen in den 
nächsten 25 Jahren auf rund 483'000 Personen zu-
nehmen (Zuwanderung > Abwanderung).75 
 
Gebrochener Trend 
Opfer der Entwicklungen ist die Jugend. Sie wird den 
Anforderungen der Wissens- und Leistungsgesell-
schaft und den Anreizen einer Erlebnis- und Konsum-
gesellschaft immer weniger gerecht. Vor besondere 
Herausforderungen sind hier Jugendliche aus bil-
dungsfernen und sozial schwachen Schichten sowie 
die immer grösser werdende Zahl Jugendlicher mit 
Migrationshintergrund gestellt.76 Als Folge dieser Ent-
wicklung nimmt die Solidarität in der Gesellschaft ab. 
 

Herausforderungen Chancen Gefahren 
 
Berücksichtigung des Meinungs- und Wertepluralismus 
bei gleichzeitiger Schaffung von Rahmenbedingungen, 
die für die Mehrheit der Bevölkerung Anlass zur Eigen-
initiative sind und die Selbstverantwortung fördern. 
 

 
Bevölkerungswachstum und Individualisierung führen 
zu einer "neuen" Solidarität. Das Nebeneinander von 
Bewährtem und Neuem fördert den Kontakt unter der 
Bevölkerung; Respekt, Toleranz und Hilfsbereitschaft 
nehmen zu. 

 
Ungeeignete Integrationsmassnahmen werden von der 
Bevölkerung als Benachteiligung und Schwächung der 
eigenen Interessen empfunden. Staatliche Eingriffe mit 
dem Ziel der Angleichung gesellschaftlicher Unter-
schiede wirken kontraproduktiv. 
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7. Verkehr 

Ausgangslage Ausgewählte Themen 
 
Mobilität ist ein Grundbedürfnis des Menschen, und die Schweiz verfügt über eines der dichtesten Verkehrsnet-
ze Europas. Im Durchschnitt legt eine im Kanton St.Gallen lebende Person pro Tag 37,9km zurück und ist dabei 
87 Minuten unterwegs. Zugenommen hat insbesondere der Anteil derjenigen Personen, die täglich innerhalb 
ihrer Region sowie regionenübergreifend pendeln. Während 1970 noch drei Viertel der Erwerbstätigen in ihrer 
Wohngemeinde arbeiteten, ist es heute weniger als die Hälfte.77 Mobilität ist aus Sicht des Wirtschaftsstandorts 
St.Gallen unabdingbar. Verkehrsinfrastruktur und deren Nutzung leisten einen zentralen Beitrag zum Wirt-
schaftswachstum; auch ist die Bedeutung des Verkehrs im Sinne von Arbeitsplätzen und Einkommen gross. 
Zusätzlich entstehen auf der Individualebene Nutzungseffekte wie beispielsweise Zeitgewinne; so ermöglicht ein 
gut ausgebautes Verkehrsnetz die Überwindung von grossen räumlichen Distanzen in angemessener Zeit.78 
 
Seit 1990 steigt der Anteil des öffentlichen Verkehrs (ÖV) am Gesamtverkehr stetig an und beträgt heute 
20,3% (vgl. motorisierter Individualverkehr (MIV) 71,6%; Langsamverkehr (LV) 8,1%). Der ÖV ist besonders 
in den Kernstädten und Agglomerationen gut organisiert. Trotzdem wird das Mobilitätsbedürfnis heute primär mit 
dem MIV befriedigt, was gewichtige negative Auswirkungen auf Mensch und Umwelt hat. Fast jede zweite im 
Kanton St.Gallen wohnhafte Person ist im Besitz eines Autos. Insbesondere Gemeinden mit hohem Pendleran-
teil sowie Gemeinden mit landwirtschaftlich-industrieller Ausprägung haben eine hohe Personenwagendichte. Im 
Vergleich dazu weist die Stadt St.Gallen eine sehr tiefe Dichte auf, was unter anderem mit der guten ÖV Er-
schliessung sowie der Nähe von kulturellen Einrichtungen und Freizeitangeboten zusammenhängt.79 
 
Der Verkehr hat grossen Einfluss auf die Zerstörung der Lebensräume, die Luftverschmutzung sowie die 
Lärmbelastung. Der jährliche Energieverbrauch hat sich in der Schweiz zwischen 1970 und 2000 trotz verbes-
serter Energieeffizienz verdoppelt. Auf den Verkehrssektor entfällt rund ein Drittel des gesamten Energie-
verbrauchs und damit ein wesentlicher Teil der CO2-Emissionen. Erst seit 2000 ist eine leichte Abnahme zu 
erkennen. Dies ist insbesondere auf den rückläufigen Luftverkehr sowie die Verbesserung der Fahrzeugtechnik 
zurückzuführen. Hingegen sind externe Kosten nach wie vor ungenügend gedeckt und werden von der Gesell-
schaft und den künftigen Generationen getragen.80 Auch der Transport von Gütern belastet die Umwelt. In der 
Schweiz haben die Verkehrsleistungen im Güterverkehr in den letzten 15 Jahren stärker zugenommen als die 
Gesamtwirtschaft. Heutzutage werden immer mehr Güter über längere Strecken transportiert, wobei der Anteil 
des Schienenverkehrs im Vergleich zu früher gesunken ist.81 
 
Ein positiver Trend zeichnet sich dagegen bei der Verkehrssicherheit ab. Die Zahl der Unfälle konnte seit 1999 
um mehr als 30% gesenkt werden. Dies ist auf verschiedene Gründe zurückzuführen wie zum Beispiel gestiege-
ne Sicherheitsstandards bei Fahrzeugen, Geschwindigkeitsbeschränkungen und tiefere Blutalkoholgrenzwerte, 
verschärfte Polizeikontrollen und konsequente Strafverfolgung, erweitertes Gurtenobligatorium sowie bauliche 
Sicherheitsmassnahmen.82 
 

 
7.1. Steigende Mobilität 
 
Mobilität ist ein wichtiger Faktor in unserem Leben; sie 
ist Voraussetzung für die wirtschaftliche und sozio-
kulturelle Entwicklung einer modernen Gesellschaft. 
Dank der weltweit guten Vernetzung ist es heute mög-
lich, grosse räumliche Distanzen in kürzester Zeit zu 
überwinden. Doch mit Mobilität sind auch negative 
Begleiterscheinungen verbunden. Dazu zählen insbe-
sondere die Belastung für Mensch und Umwelt. Die 
steigende Nachfrage nach Mobilität stellt die Ent-
scheidungsträger im Umwelt-, Verkehrs- und Wirt-
schaftsbereich vor grosse Herausforderungen. 
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7.1. Steigende Mobilität 

Tatsächliche Entwicklung Trends Szenarien 
 
Die Mobilität hat in den letzten Jahren stetig zuge-
nommen. Die Hauptgründe für die Zunahme liegen im 
Anstieg der verfügbaren Einkommen, verändertem 
Freizeitverhalten sowie der Individualmotorisierung. 
Auch die zunehmende Pendlerverflechtung sowie das 
Wachstum des Wirtschaftsverkehrs machen sich im 
Verkehrsgeschehen deutlich bemerkbar.83 Negative 
Begleiterscheinungen wie Lärmbelästigung, Luftver-
schmutzung und Klimaverschlechterung, Ressourcen- 
und Landverbrauch belasten als Folge Mensch und 
Umwelt nachhaltig.84 
 
Grossen Einfluss auf die Mobilität haben Alter, Ge-
schlecht, Erwerbstätigkeit und Einkommen. Besonders 
viel unterwegs sind junge, erwerbstätige Männer mit 
einem mittleren und höheren Einkommen. Kinder, Ju-
gendliche und Senior/innen sowie Frauen und nicht 
Erwerbstätige sind vergleichsweise weniger oft und 
lang unterwegs. Auch im urbanen Raum liegen die 
Tagesdistanzen deutlich unter jenen des ländlichen 
Raums.85 
 
Der Freizeitverkehr macht den grössten Teil der Ta-
gesdistanzen aus, nämlich 48%; an zweiter Stelle folgt 
das Pendeln zwischen Wohn- und Arbeitsort (28%), 
gefolgt vom Einkaufen (13%).86 
 

 
Das Bedürfnis nach Mobilität wird künftig weiter zu-
nehmen; damit steigen auch die Ansprüche der Bevöl-
kerung an die vorhandenen Fortbewegungsmöglichkei-
ten. 
 
Für die Auswirkungen des Verkehrs auf die Umwelt 
spielt die Wahl des Verkehrsmittels eine entscheiden-
de Rolle. Untersuchungen haben gezeigt, dass die 
Verfügbarkeit eines Autos die Verkehrsmittelwahl vor-
wegnimmt. Aufgrund der steigenden Personenwagen-
dichte dürfte das Auto auch zukünftig das meist ver-
wendete Verkehrsmittel bleiben.87 Um jedoch mehr 
Personen vom Umsteigen auf den ÖV zu überzeugen, 
wären insbesondere verbesserte Angebote wie Halb-
stunden- bis Viertelstunden-Takte sowie direkte Ver-
bindungen zwischen den Zentren anzustreben. Das 
Konzept Bodan-Rail 2020 soll das internationale 
Bahnnetz am Bodensee weiter verbessern; Ziel ist es, 
die Reisezeiten um bis zu 21% zu senken.88 
 
Die technische Entwicklung des Internets wird Fahr-
zeuge und andere Gebrauchsgegenstände zuneh-
mend miteinander verbinden ("Internet der Dinge"). 
Damit wird eine optimalere Auslastung des Strassen- 
und Schienennetzes möglich. 
 

 
Verstärkter Trend 
Ein unkontrollierter Ausbau der Verkehrsinfrastruktur 
hat zur Folge, dass die Mobilität weiter ansteigt. Auch 
ungünstige Rahmenbedingungen zwingen die Bevöl-
kerung zu mobilem Verhalten (bsp. Distanz Wohn-
/Arbeitsort). Als Folge verschärft sich das Verkehrs-
problem, und das Verkehrsaufkommen steigt; auch der 
Druck auf die Umwelt nimmt weiter zu.89 
 
Gebrochener Trend 
Durch gezielte Raum- und Verkehrsplanung werden 
günstige Voraussetzungen für eine umweltschonende-
re Mobilität geschaffen. Der öffentliche Verkehr wird in 
dicht überbauten Siedlungen gezielt gefördert und 
ausgebaut; neue Bauten entstehen vornehmlich in 
Gebieten, die mit öffentlichen Verkehrsmitteln bereits 
erschlossen sind; neue Verkehrsbedürfnisse werden 
vorab mit dem ÖV abdeckt. Auch die Entwicklung neu-
er Technologien vermindert den Druck auf die Um-
welt.90 
 

Herausforderungen Chancen Gefahren 
 
Schaffen von Infrastrukturen, die den modernen Mobili-
tätserfordernissen, den Kosten- und Effizienzkriterien 
sowie den Anforderungen an den Service public ge-
recht werden, ohne jedoch die Umwelt nachhaltig zu 
belasten. 
 

 
Die gestiegene Mobilität führt zu einer besseren wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Vernetzung. Dank 
gezieltem Ausbau des ÖV und der Nutzung techni-
scher Innovationen wird die Mobilität längerfristig auch 
umweltschonender. 
 

 
Die Befriedigung der steigenden Nachfrage nach Mobi-
lität ist mit hohen Kosten verbunden. Auch stösst die 
Verkehrsinfrastruktur an ihre Grenzen. Durch Schaffen 
falscher Anreize werden technische Innovationen ge-
bremst. 
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8. Umwelt und Raumordnung 

Ausgangslage Ausgewählte Themen 
 
Mit einer Fläche von 2'026km2 ist St.Gallen der sechs grösste Kanton der Schweiz. Von der Gesamtfläche ent-
fallen 47% auf landwirtschaftliche Nutzfläche, 31% auf Wald und Gehölze und 9% auf Siedlungsfläche; nur rund 
13% der Gesamtfläche ist unproduktiv. Grosse Unterschiede in der Bodennutzung bestehen zwischen den 
Regionen, dies vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Topographien und Siedlungsstrukturen. Während in 
den dichtest bevölkerten Wirtschaftsregionen bis zu einem Drittel der Gesamtfläche überbaut ist, sind es im 
Sarganserland und Toggenburg lediglich 4 bis 5%.91 
 
Die gestiegenen Ansprüche an Wohnraum und Mobilität sowie eine Zunahme der Wohnbevölkerung führen zu 
einem erhöhten Siedlungsdruck. Im Kanton St.Gallen hat die Siedlungsfläche insbesondere auf Kosten der 
landwirtschaftlich genutzten Fläche zugenommen. Auch Frei- und Grünflächen werden grosszügig in Flächen 
für Siedlungen und Verkehrswege umgewandelt, Agglomerationen dehnen sich in Folge weiter aus. Die gröss-
ten prozentualen Zuwächse des Wohnungsbestandes finden zwar ausserhalb der grossen Ortschaften statt, 
meist aber in ihrer räumlichen Nähe.92 
 
Die Biodiversität ist eine wichtige Lebensgrundlage für das menschliche Wohlergehen, nicht nur als Grundlage 
für Nahrungsmittel und Arzneiwirkstoffe, sondern auch im Hinblick auf den Erhalt von Ökosystemen. Die 
Schweiz weist aufgrund ihrer geographischen und geomorphologischen Vielfalt eine breite Palette an Lebens-
räumen auf. Diese Vielfalt wird jedoch durch fortschreitende Urbanisierung, intensive Landwirtschaft, Verkehr 
und Tourismus stark bedroht.93 Auch der Klimawandel als Folge des Treibhauseffekts bedroht die Umwelt 
nachhaltig. Gestiegene Durchschnittstemperaturen, Wetterextreme sowie Veränderungen der Vegetation zeu-
gen davon. Besonders problematisch ist der hohe Verbrauch fossiler Energieträger, bei deren Verbrennung 
nicht nur die Luft mit Schadstoffen belastet wird, sondern auch klimaschädliche Treibhausgase freigesetzt wer-
den. Zusätzlich führt der steigende Energie- und Rohstoffverbrauch zu einer Verknappung natürlicher Res-
sourcen. Die Klimaänderung wirkt sich jedoch nicht nur negativ auf die Umwelt aus, sondern tangiert auch zahl-
reiche wirtschaftliche und gesellschaftliche Bereiche. Als besonders empfindlich gelten die Bereiche Wasserres-
sourcen, Landwirtschaft, Tourismus, Energie, menschliche Gesundheit, Infrastruktur und Versicherungen.94 
 
Die Lebens- und Konsumgewohnheiten der Bevölkerung stehen in enger Verbindung mit der wachsenden Ab-
fallmenge. Die Pro-Kopf-Abfallmenge betrug im Jahre 2000 410kg, dies sind 8,5% mehr als im Vorjahr. Die 
ökologisch motivierten Anstrengungen zur Abfalltrennung und -reduktion haben insbesondere bei der Trennung 
Erfolge gezeitigt. So hat die Benutzung von Separatsammlungen für Papier, Karton, Glas, Metall, organische 
Abfälle und PET in den letzten Jahren deutlich zugenommen.95 
 

 
8.1. Ökologischer Fussabdruck 
 
Der ökologische Fussabdruck ist ein Bild für den 
menschlichen Ressourcenverbrauch. Er misst in Hek-
taren, wie viel Biokapazität benötigt wird, um die be-
anspruchten Ressourcen bereitzustellen und die ent-
standenen Abfälle aufzunehmen. Übermässiger Kon-
sum sowie Bevölkerungswachstum überfordern die 
ökologische Tragfähigkeit der Erde und führen zu ei-
nem ökologischen Defizit. Der ökologische Fussab-
druck in der Schweiz misst derzeit 5,2 globale Hekta-
ren (gha) pro Person. Die Biokapazität beträgt indes 
bloss 1,5 gha pro Kopf. Somit ist der der Fussabdruck 
der Schweiz mehr als dreimal so gross wie ihre Bio-
kapazität.96 
 
 
8.2. Siedlungsdruck 
 
Der Siedlungsraum St.Gallen wächst aufgrund der 
zunehmenden Wohnbevölkerung sowie gestiegenen 
Ansprüchen an Wohnraum und Freizeitmöglichkeiten. 
In vielen Gemeinden finden klein- und grossräumige 
Urbanisierungs- und Suburbanisierungsprozesse statt. 
Diese sind oft mit negativen Begleiterscheinungen 
verbunden. So nimmt der Druck auf die Umwelt zu. 
Um St.Gallen eine hohe Lebensqualität zu sichern und 
den Anforderungen eines wachsenden Kantons ge-
recht zu werden, ist ein zukunftsorientiertes Sied-
lungskonzept notwendig. 
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8.1. Ökologischer Fussabdruck 

Tatsächliche Entwicklung Trends Szenarien 
 
Der ökologische Fussabdruck hat sich in der Schweiz 
seit den 1960er Jahren mehr als verdoppelt. Haupt-
verantwortlich ist der Energieverbrauch; er trägt zu 
zwei Dritteln des Fussabdrucks bei und ist damit weit 
bedeutender als die Bereiche Acker-, Wald- und Grün-
flächen. Zudem ist er in den letzten Jahrzehnten am 
stärksten gewachsen.97 
 

 
 

Mit einem Anteil von 35% ist der Verbrauch von fossi-
len Energieträgern die wichtigste Einzelkomponente; 
der Konsum fossiler Brennstoffe hat sich seit 1961 
versechsfacht.98 Die fossilen Energieträger sind zudem 
für 76% der Treibhausgasemissionen verantwortlich, 
welche zu einer Erwärmung der Atmosphäre führen.99 
Der Hauptverursacher für die Treibhausgasemissionen 
ist der Verkehr (29%), gefolgt von den Haushalten 
(22%), der Industrie (21%) und der Landwirtschaft 
(11%).100 
 

 
Die Schweiz konsumiert mehr, als ihr eigenes Natur-
kapital bereitstellt. Das zeigt sich in ihrem ökologi-
schen Fussabdruck, der seit Jahren grösser ist als die 
tatsächlich verfügbare Biokapazität. Dieses Missver-
hältnis bedeutet, dass die Schweiz auch zukünftig auf 
Importe von natürlichen Ressourcen aus dem Ausland 
sowie auf Exporte von Abfallstoffen angewiesen ist.101 
 
Seit 1990 sind die gesamten Treibhausgasemissionen 
in etwa konstant geblieben, die CO2-Emissionen haben 
jedoch leicht zugenommen. Bis 2010 soll mit dem im 
Jahre 2000 in Kraft gesetzten CO2-Gesetz sowie dem 
Kyoto-Protokoll gegenüber 1990 eine Reduktion der 
Treibhausgasemissionen von 10% bzw. 8% realisiert 
werden. Der Erfolg hängt stark von den freiwilligen 
Massnahmen der Wirtschaft, den Anstrengungen der 
Kantone sowie dem Konsumverhalten der Bevölkerung 
ab. Ohne weitere Massnahmen dürften die Emissionen 
bis 2010 nur sehr leicht sinken.102 Auch die Preisstei-
gerungen auf den Rohölmärkten zeigen nur kurzfristige 
Wirkungen auf das Konsumverhalten der Wirtschaft 
und Bevölkerung; sie reichen jedoch nicht aus, um die 
langfristigen Klimaziele zu erreichen.103 
 
Allerdings schüren Verzichtsszenarien falsche Ängste. 
Grundsätzlich gäbe es auf der Erde genügend (erneu-
erbare) Energie; unser Energieverbrauch entspricht 
nur einem Zehntausendstel der Sonneneinstrahlung. 
 

 
Verstärkter Trend 
Die Industrieländer belasten die Natur pro Kopf mehr 
als ihnen im weltweiten Durchschnitt zusteht. Als Folge 
verschärfen sich Anspruchskonflikte um Umweltgüter 
und Ressourcen. 
 
Gebrochener Trend 
Produktion und Konsum werden vermehrt auf eine 
ressourcenschonendere Basis gestellt. Investitionen in 
erneuerbare Energien und eine sparsame und verant-
wortungsvolle Nutzung von begrenzt verfügbaren Res-
sourcen verkleinern den Fussabdruck nachhaltig und 
schonen das eigene Naturkapital. Über Abgaben und 
Zertifikatssysteme werden dem Markt zudem die rich-
tigen preislichen Impulse für einen Strukturwandel 
gegeben. Es werden Anreize geschaffen, Ressourcen 
effizienter zu nutzen und nicht erneuerbare Rohstoffe 
durch erneuerbare zu ersetzen. 
 
Der Kanton unterstützt mit gezielter Information, Bera-
tung und finanzieller Förderung Klimaschutzprojekte, 
setzt geeignete Rahmenbedingungen und leistet damit 
einen wesentlichen Beitrag zur CO2-Reduktion. 
 

Herausforderungen Chancen Gefahren 
 
Schützen der ökologischen Lebensgrundlagen bei 
gleichzeitiger Schaffung gerechter Entwicklungsper-
spektiven für alle. Steigerung der Energieeffizienz, 
ohne die wirtschaftliche Prosperität zu gefährden. 

 
Eine ressourcenschonende und effiziente Energiepoli-
tik schützt nicht nur die ökologische Lebensgrundlage, 
sondern bietet der Wirtschaft auch Möglichkeiten, neue 
innovative Produkte zu entwickeln und diese zu ver-
markten.104 

 
Eine einseitig ausgerichtete Energiepolitik führt zu 
Zielkonflikten zwischen Wirtschaft, Gesellschaft und 
Umwelt. Negative Folgen sind Versorgungslücken, 
eingeschränktes Entwicklungspotential und Zusatzkos-
ten.105 
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8.2. Siedlungsdruck 

Tatsächliche Entwicklung Trends Szenarien 
 
Die besiedelte Fläche nimmt im Kanton St.Gallen 
überproportional zur Bevölkerung zu. Das anhaltende 
Wachstum der Siedlungsfläche pro Kopf der Wohnbe-
völkerung äussert sich in einem Wachstum der Sied-
lungsgebiete und einer fortschreitenden Zersiedelung 
der Landschaft.106 Auch die Auswirkungen der Bevöl-
kerungszunahme in Form von eines gesteigerten Frei-
zeit- und Erholungsbedürfnisses erhöhen den Druck 
auf die Lebensräume.107 
 
Rund 9% der kantonalen Fläche ist Siedlungsgebiet 
(vgl. Schweiz 6,8%)108; der Hauptteil entfällt auf Ge-
bäudeareale (50%) und Verkehrsflächen (31%). In den 
letzten zwei Jahrzehnten hat die Siedlungsfläche in 
St.Gallen um etwa 20km2 zugenommen.109 
 
Auch die Wohnbevölkerung ist gestiegen, und zwar 
zwischen 1990 und 2000 um 6%. Im gleichen Zeitraum 
hat die Beanspruchung von Wohnraum in Privatwoh-
nungen um 16% zugenommen. Dieser Mehrverbrauch 
an Wohnfläche hängt mit der Veränderung der Haus-
haltsstrukturen zusammen. Während die durchschnitt-
liche Haushaltsgrösse laufend abnimmt, steigt der 
Anteil der Einzelpersonenhaushalte. So waren im Jah-
re 2000 60% der 4-Zimmer-Wohnungen und 50% der 
5-Zimmer-Wohnungen von Ein- oder Zweipersonen-
haushalten belegt.110 
 

 
Aufgrund der zunehmenden Beanspruchung von Sied-
lungsfläche pro Kopf wird der Siedlungsdruck auch in 
Zukunft weiter ansteigen. Der Bundesrat hat die Flä-
che von 400m2/Kopf als angestrebten Zielwert vorge-
schlagen; dies käme einem Einfrieren des heutigen 
Standes gleich.111 Auch die Beanspruchung von Frei-
flächen für Veranstaltungen und Freizeitnutzung stellt 
eine zunehmende Gefahr für die Lebensraumerhaltung 
und Biodiversität dar.112 
 
Das Siedlungsgebiet im Kanton St.Gallen wächst im 
Wesentlichen auf Kosten der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche. Vor allem in Tallagen dringt das Sied-
lungsgebiet stetig in die landwirtschaftlich genutzten 
Flächen hinein. Jedoch bestehen starke regionale 
Unterschiede im Anteil der Siedlungsfläche. Während 
in der Region Rorschach bereits ein Drittel der Ge-
samtfläche überbaut ist, ist es im Sarganserland ledig-
lich ein Dreissigstel.113 
 
Die räumliche Entwicklung ist auch künftig durch klein- 
und grossräumige Urbanisierungs- und Suburbanisie-
rungsprozesse charakterisiert. Besonders in Gemein-
den rund um die Städte St.Gallen und Wil sowie im 
erweiterten Einzugsgebiet des Wirtschaftsraums Zü-
rich setzt sich die äusserst dynamische Entwicklung im 
Wohnungsneubau fort.114 
 

 
Verstärkter Trend 
Die Zunahme der Siedlungsfläche pro Kopf hat zur 
Folge, dass die Besiedlung und Umnutzung von unbe-
bauten, unversiegelten Flächen weiter zunimmt. Nut-
zungsreserven in bereits überbauten Gebieten werden 
nur schlecht ausgeschöpft. Auch steigende Mieten und 
Immobilienpreisen führen zu einer Besiedelung von 
freien Flächen ausserhalb der Besiedlungszentren. 
Zudem steigen die Kosten für die Infrastruktur (Stras-
sen, ÖV, Versorgung, Entsorgung), was Private wie 
auch die öffentliche Hand belastet.115 
 
Gebrochener Trend 
Die Siedlungsentwicklung konzentriert sich auf Areale 
innerhalb der bebauten Zone, wo dichter und attrakti-
ver gebaut wird. Wohnungsräume entstehen in bereits 
gut erschlossenen Lagen, d.h. im engeren Einzugsbe-
reich des öffentlichen Nahverkehrs. Auch Shopping-
Zentren, Multiplex-Kinos und Vergnügungspärke ent-
stehen an gut erschlossenen Standorten in Zentrums-
nähe.116 Alte Industriequartiere, brachliegende Liegen-
schaften und bahnnahe Areale werden aufgewertet 
und in moderne Siedlungsgebiete umgewandelt.117 Die 
Gebiets- und Raumverantwortung werden in Überein-
stimmung gebracht und die teilweise problematischen 
Auswirkungen der Freizeitgestaltung auf Lebensräume 
in der Raumplanung berücksichtigt.118 
 

Herausforderungen Chancen Gefahren 
 
Die Ziele der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Entwicklung decken sich mit einer nachhaltigen 
Raumentwicklung. Diese erfolgt in enger Abstimmung 
mit der Verkehrsplanung sowie dem strategischen 
Flächenmanagement. 

 
Durch Umnutzung, Umstrukturierung und Ausnützung 
bestehender Baugebiete kann die besiedelte Fläche 
optimaler genutzt werden. Die Abstimmung von Sied-
lungsentwicklung und Verkehr senkt ausserdem die 
Infrastrukturkosten. 

 
Die Konzentration auf besiedelte Flächen führt zu Ziel-
konflikten zwischen dem Erhalt bestehender Bauten 
(Heimatschutz), dem Wunsch nach Grünflächen (Na-
turschutz) sowie der Verdichtung. 
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9. Volkswirtschaft 

Ausgangslage Ausgewählte Themen 
 
Dank dem Wiedererstarken der Industrie in den letzten Jahren präsentierte sich die konjunkturelle Lage im 
letzten Jahr noch in sehr guter Verfassung. Nach dieser einzigartigen Hochkonjunkturphase deuten die wirt-
schaftlichen Indikatoren auf eine Abschwächung der wirtschaftlichen Dynamik hin. So sind die Exporte von 
Ostschweizer Unternehmen im ersten Halbjahr 2008 gegenüber der Vorjahresperiode gesunken. In der Maschi-
nen-, Elektro-/Elektronik-, Chemie/Kunststoff- und Textilindustrie ist sowohl beim Geschäftsgang als auch beim 
Auftragsbestand eine Stagnation eingetreten. Die Ostschweizer Firmen in der Baubranche rechnen ebenfalls mit 
einer Abkühlung.119 Der Arbeitsmarkt ist von der Abflachung der Konjunktur jedoch noch nicht betroffen. So 
weisen die Indikatoren ganz im Gegenteil auf eine Erhöhung des Beschäftigungsvolumens hin. Dasselbe trifft 
auf den Index der offenen Stellen zu, der für das zweite Quartal im Vergleich zum Vorjahr um 39% höher liegt. 
Dies erhöht den seit längerer Zeit feststellbaren Arbeitskräftemangel.120 
 
Der Kanton St.Gallen weist im Vergleich zur übrigen Schweiz ein unterdurchschnittliches Bevölkerungswachs-
tum auf. Aufgrund stagnierender Geburtenraten und eines entsprechend verringerten natürlichen Bevölke-
rungswachstums hat in den letzten Jahren die Bedeutung der Migration für die Bevölkerungsentwicklung im 
Kanton St.Gallen zugenommen. Auch die Abwanderung von Personen im Bildungs- und ersten Berufsalter, die 
aufgrund des höheren Angebots an Ausbildungs-, Erwerbs- und Unterhaltungsmöglichkeiten vorzugsweise in 
den Grossraum Zürich abwandern, ist für die schleppende Bevölkerungsdynamik von Relevanz.121 Als Folge 
des demografischen Wandels und neuer Lebensformen und bedingt durch einen breiten Mangel an Fachkräften 
muss die Standortattraktivität auf verschiedene Faktoren überprüft werden. Grundsätzlich besteht Standortatt-
raktivität dort, wo Menschen durch gute Rahmenbedingungen angezogen werden.122 
 
In der Region St.Gallen/Rorschach entstehen rund 67% der Wertschöpfung im Tertiärsektor. Im Gegensatz 
dazu stehen das St.Galler Rheintal, Werdenberg und Wil, deren Wertschöpfung zu rund 50% aus dem Indust-
riesektor stammt. Die Region Toggenburg erwirtschaftet einen überdurchschnittlichen Anteil ihrer Produktion im 
primären Sektor (15%). Die tiefe Produktivität dieser Regionen ist nicht zuletzt Resultat der Branchenstruktur 
(vgl. 9.1. Regionale Entwicklung und Standortattraktivität).123 
 
Die Betrachtung von Niveau und Entwicklung des Haushaltseinkommens auf regionaler Ebene offenbart die 
namhaften Unterschiede innerhalb des Kantons St.Gallen. Einen hohen Wohlstand weisen die auf den Gross-
raum Zürich ausgerichteten Regionen Linthgebiet und Wil sowie die Region Werdenberg auf. Die Bewoh-
ner/innen der Zentrumsregion St.Gallen/Rorschach sowie deren Agglomerationen profitieren von den zahlrei-
chen Erwerbsmöglichkeiten in der Hauptstadt und erreichen ein Haushaltseinkommen nahe am Schweizer Mit-
tel von 45'000 Franken. Tiefere Werte kennzeichnen die Regionen Toggenburg und Sarganserland. 
 

 
9.1. Regionale Entwicklung und  

Standortattraktivität 
 
Die Regionen des Kantons St.Gallen haben sich in 
den letzten Jahrzehnten sehr unterschiedlich entwi-
ckelt. Jede Region weist ihre spezifischen Stärken und 
Schwächen auf und sieht sich mit unterschiedlichen 
Herausforderungen konfrontiert. Zudem gewinnt die 
Standortattraktivität unter dem Vorzeichen des demo-
grafischen Wandels, des Mangels an Fachkräften und 
der negativen Binnenwanderung im Kanton St.Gallen 
an Bedeutung. 
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9.1. Regionale Entwicklung und Standortattraktivität 

Tatsächliche Entwicklung Trends Szenarien 
 
So heterogen der Kanton St.Gallen zusammengesetzt 
ist, so unterschiedlich entwickeln sich auch die Regio-
nen im Kanton: 
 
Bevölkerungswachstum: Das Linthgebiet verbucht 
einen Bevölkerungszuwachs und liegt damit über dem 
Schweizer Durchschnitt (0,8% pro Jahr); Werdenberg 
und das St.Galler Rheintal sind im Schweizer Mittel, 
das Sarganserland und St.Gallen/Rorschach leicht 
positiv; im Toggenburg kommt es hingegen zu einem 
Bevölkerungsrückgang.124 
 
Einkommen: das Linthgebiet, die Region 
St.Gallen/Rorschach und Wil besitzen eine dynami-
sche Einkommensentwicklung, während sich die länd-
lichen Gebiete unterdurchschnittlich entwickeln.125 
 
Beschäftigung: Der strukturelle Wandel (Abbau von 
Arbeitsplätzen im ersten und zweiten Sektor) konnte in 
den letzten Jahren in allen Regionen beobachtet wer-
den. Die Einbussen im Primärsektor, im Bau und in der 
Industrie konnten zum Teil kompensiert werden. Aus-
genommen davon sind die ländlichen Regionen Tog-
genburg und Sarganserland.126 

 
Unter dem Vorzeichen des demografischen Wandels, 
dem Mangel an Fachkräften und der negativen Bin-
nenwanderung im Kanton St.Gallen gewinnt die 
Standortattraktivität an Bedeutung (Arbeitsangebot, 
Steuerniveau, Infrastruktur, Unterhaltung, Bildung, 
etc.).127 
 
Die Regionen Werdenberg und St.Galler Rheintal 
positionieren sich in der Spitzenindustrie.128 Vermehrt 
ist ein Fachkräftemangel festzustellen. Für diese mobi-
len, international ausgerichteten Personen spielen 
Karrierechancen, Ausbildungs- und Verdienstmöglich-
keiten, Steuerbelastung sowie die allgemeine Lebens-
qualität eine wichtige Rolle.129 
 
Sinkende Nachfrage nach Wohnraum und fortschrei-
tende Zersiedelung erhöhen in der Region Toggen-
burg die Infrastruktur- und Versorgungskosten.130 
 
Der Tourismus ist vermehrt international ausgerichtet. 
Von Jahr zu Jahr lockt die Schweiz mehr ausländische 
Besucher an (beispielsweise aus Russland, China, 
Indien, Brasilien und den Golfstaaten). Im Kanton 
St.Gallen zeigt sich eine geringe Diversifizierung; 80% 
der Hotelübernachtungen werden von Schweizer/innen 
sowie deutschen Gästen gebucht.131 

 
Verstärkter Trend 
Im Sog des Grossraums Zürichs entwickeln sich die 
Regionen Wil, Linthgebiet und St.Gallen/Rorschach zu 
Wohnregionen. Die Region Toggenburg ist von einer 
weiteren Abwanderung betroffen, die Zersiedlung frei-
er Flächen nimmt zu. Die Verknappung der öffentli-
chen Mittel führt zu einem Abbau der Versorgungsleis-
tungen. 
 
Gebrochener Trend 
Die Regionen Werdenberg und Rheintal steigern ihre 
Wohnortattraktivität mit verbesserter Infrastruktur; zu-
dem werden am Rhein Erholungsräumen geschaffen 
und die Siedlungsentwicklung optimiert. Dadurch kann 
der Anteil an qualifizierten Arbeitskräften zur Gesamt-
bevölkerung gesteigert werden. Die Region Toggen-
burg betreibt einen sanften Tourismus und steigert die 
Wertschöpfung in der Gastronomie und der Hotelbran-
che aufgrund des intensiveren Freizeitverhaltens. 

Herausforderungen Chancen Gefahren 
 
Die zukünftigen Herausforderungen können weder auf 
kantonaler Ebene noch auf Gemeindeebene gelöst 
werden. Die Politik ist gefordert, regionale Besonder-
heiten zu berücksichtigen und auf die Region zuge-
schnittene Lösungen zu erarbeiten. 
 

 
Indem ein regionaler Ansatz verfolgt wird, können die 
Entwicklungspotenziale der Regionen besser ausge-
schöpft werden. 
 

 
Die involvierten Akteure (Kanton St.Gallen, Gemein-
den, Regionalplanungsgruppen) können sich nicht 
darauf einigen, über welche Potentiale die Regionen 
tatsächlich verfügen, die mit Aussicht auf Erfolg ge-
stärkt werden können.132 
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10. Finanzen und Steuern 

Ausgangslage Ausgewählte Themen 
 
Der Kanton St.Gallen hat im Vergleich zu anderen Kantonen der Ostschweiz eine relativ hohe Steuerbelas-
tung, eine tiefe Staatsverschuldung bzw. gesunde Staatsfinanzen. 
 
Im Jahr 2007 belief sich der Aufwand des Staatshaushaltes auf 3,76 Milliarden Franken. Die Einnahmen wur-
den u.a. wie folgt verwendet: 22% Bildung, 17% soziale Wohlfahrt, 13% Gesundheit, 10% Finanzen und Steu-
ern, 9% Verkehr. Die Ausgaben wurden über rund 50% mittels Steuern finanziert. Weitere wichtige Einnahme-
quellen bilden die Beiträge von Bund und Gemeinden (11%), Entgelte (u.a. Gebühren) und Rückerstattungen 
von Gemeinwesen (10%) sowie Vermögenserträge (5%).133 Bei den Ausgaben pro Kopf der Bevölkerung liegt 
der Kanton St.Gallen knapp unter dem schweizerischen Durchschnitt. Seit 1990 ist eine Annäherung an die 
durchschnittliche Ausgabenhöhe der schweizerischen Kantone festzustellen.134  
 
In den letzten Jahren verzeichnete der Kanton St.Gallen Ertragsüberschüsse in der Höhe von 100 bis 132 Milli-
onen Franken. Die Verschuldung ist im interkantonalen Vergleich sehr niedrig. Ende 2007 beliefen sich die 
Schulden auf 84,4 Millionen Franken. Der Kanton verfügt zudem über hohe Eigenkapitalreserven in der Höhe 
von rund einer Milliarde Franken.135 
 
Die Steuerbelastung von natürlichen Personen liegt im Kanton St.Gallen über dem schweizerischen Durch-
schnitt.136 Während sich der Kanton St.Gallen für Einkommen bis 100'000 Franken bei Verheirateten im Mittel-
feld positioniert, liegt er für höhere Einkommen auf dem 22. Rang (bis 200'000 Franken) bzw. 19. Rang (bis 
500'000 Franken). Eine systematische Akquisition von sogenannten Schlüsselpersonen ist mit dieser Rangie-
rung nur schwer möglich und erfolgt im Kanton St.Gallen bislang nicht, obwohl es dafür einen Markt gibt.137 Ju-
ristische Personen werden demgegenüber tiefer besteuert als der schweizerische Durchschnitt. Hier liegt 
St.Gallen zwar hinter den Nachbarkantonen – trotzdem positioniert er sich in der vorderen Hälfte.138 Sowohl der 
interkantonale Steuerwettbewerb als auch der politische Druck zur Senkung der Steuerbelastung hat in den 
letzten Jahren stark zugenommen. Als Reaktion darauf wurden mit einer Steuergesetzrevision auf die Steuer-
periode 2007 die Steuerbelastung namentlich für juristische Personen gesenkt. Für 2008 wurden Steuerfuss-
senkungen beschlossen und solche sind auch für das Jahr 2009 geplant. Für 2009 bis 2011 sind über eine wei-
tere Gesetzesänderung zusätzliche weitere Steuersenkungen geplant.139 Der sich intensivierende Steuerwett-
bewerb zeigt sich an den sinkenden Steuersätzen. Seit 2000 kam es zu einer Reduktion der durchschnittlichen 
Belastung von 1,5% auf Einkommen über 100'000 Franken. Von den Ostschweizer Kantonen gehört der Thur-
gau zu denjenigen, welcher die Einkommenssteuern in diesem Zeitraum am meisten reduziert hat; Appenzell 
Innerrhoden liegt beim schweizerischen Mittel; St.Gallen und Appenzell Ausserrhoden finden sich in der 
Schlussgruppe.140 
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